
Was können Sie dagegen tun?
Wir werden uns im Rahmen der Verfas­
sung dagegen wehren. Wir stehen auf 
dem Boden der Verfassung. Wenn wir 
die islamische Ordnung einführen wol­
len, so haben wir dies auf demokrati­
schem Wege zu tun.
Wird die PAS die bestehenden Abma­
chungen, die die frühere UMNO-Regie- 
rung in Kelantan getroffen hat, respek­
tieren?
Wir respektieren alle Vereinbarungen. 
Wir haben zwar unsere eigenen Vorstel­
lungen, die wir jedoch nicht mit Gewalt 
durchsetzen werden. Wir wollen uns 
mit unseren Partnern zusammensetzen 
und diskutieren. Wir nehmen uns die 
Zeit dazu, um neue Vorstellungen rei­
fen zu lassen. In der Zwischenzeit müs­
sen die Geschäfte natürlich weiterge­
hen, das heißt, bestehende Vereinba­
rungen gelten nach wie vor.
Es hat proirakische Kundgebungen 
während des Golfkrieges auch in Malay­
sia gegeben. Wie steht die PAS dazu? 
Es ist falsch, wenn Menschen aus dem 
Westen kommen und sagen: „Ihr seid 
für Saddam.“ Die Muslime unterstützen 
nicht Saddam Hussein - sie wollen 
nicht Opfer des neuen amerikanischen 
Imperialismus werden. Das unschuldi­
ge irakische Volk muß geschützt wer­
den. Wir setzen uns für eine sichere Zu­
kunft der Menschen im Irak ein.
Es geht doch darum, daß die Ameri­
kaner durch die Wirtschaftsmacht der 
Deutschen und der Japaner beunruhigt 
sind. Mit der Wiedervereinigung ist 
Deutschland eine stärkere Nation ge­
worden. Amerika will verhindern, daß 
Japaner und Deutsche das Öl kontrol­
lieren können. Ich weiß, daß Herr Kohl 
und Mr. Kaifu objektiv die Opfer von 
Bush’s neuem Imperialismus sind.
Aber die ersten Opfer sind dennoch

die Muslime. Bush hat Deutsche und Ja­
paner dazu gebracht, gegen die Musli­
me zu kämpfen. Mit dem Geld, das die 
deutsche und die japanische Regierung 
für den Krieg gegeben haben, wurden 
die Muslime im Irak getötet.
Wir sind gegen den Krieg, wir sind 
nicht für Saddam, wir sind nicht für die 
Herrscher von Kuwait oder Saudi-Ara­
bien. Die Menschen in der Region und 
in der ganzen Welt sollen die Wohltaten 
des ökonomischen Schatzes, den Gott 
zum Beispiel in Form von Öl gegeben 
hat, genießen. Dieser Schatz soll dem 
Wohle aller dienen und nicht nur der 
Bereicherung weniger, wie zum Bei­
spiel Präsident Bush oder der Herrscher 
von Saudi-Arabien und ihrer Familien. 
Auch die Armen in Deutschland müs­
sen in den Genuß der himmlischen Ga­
ben kommen.
Die PAS hatFreizvillige für den Golfkrieg 
registriert. War das ein Aufruf zum „hei­
ligen Krieg “ ?
Es haben sich 20.000 Freiwillige gemel­
det. Sie sind jedoch nicht zum Einsatz 
gekommen, weil dies kein Bodenkrieg 
war. Wären wir mit unseren schwachen 
Waffen losgezogen, so hätten uns die 
Amerikaner auf den Mond geschossen. 
Und als dann der Bodenkrieg losging, 
war auch schon alles vorbei. Es war kein 
Aufruf der PAS zum heiligen „Krieg“. 
Den Muslimen ist im Falle eines An­
griffs die Selbstverteidigung erlaubt. Es 
ist unser Recht, den Opfern zu helfen - 
das ist „heiliger Krieg“.
In welcher Form haben die malayischen 
Muslime den Opfern denn geholfen? 
Wir haben 2 Tonnen Medizin im Wert 
von 50.000 US-Dollar als Hilfe für die 
Kurden geschickt. Das ist Hilfe, das ist 
Dschihad, sich Bemühen im Glauben 
an Allah. Islam ist eine Religion der Ver­
ständigung. Der Islam hat sich überall

auf der Welt verbreitet nicht durch Waf­
fen, sondern durch Worte. Während des 
Golfkrieges waren so viele Amerikaner 
hier in unserem Land, sie waren jeder­
zeit sicher. Sie kamen sogar in mein Bü­
ro, an den Ort, wo wir die Freiwilligen 
registrierten, um ihre Fragen zu stellen. 
Wir sind nicht gegen das amerikanische 
Volk, sondern gegen den Amerikanis­
mus.
Gibt es einen christlich-muslimischen 
Dialog in Malaysia?
Wenn die anderen bereit sind zum Dia­
log werden wir uns mit ihnen zusam­
mensetzen und wenn es sein muß, den 
Dialog Jahre lang führen. Der Islam 
kann nicht mit Gewalt verbreitet wer­
den, sondern nur mit Worten.

Das Interview führte Hilde Herzog in 
Kuala Lumpur am 12. 4. 1991
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Kelantans Wirtschaft stagniert

Malaiische wie chinesische Ge­
schäftsleute im nordöstlichsten 
Bundesstaat auf der Malaiischen 
Halbinsel, Kelantan, haben es 
seit der Übernahme der Landes­

regierung durch die islamische 
Partei PAS in Koalition mit Se- 
mangat 46 nicht leicht. Dem oh­
nehin wirtschaftlich schwäch­
sten Bundesstaat werden von 
der Bundesregierung in Kuala 
Lumpur kaum mehr noch Hilfen 
zuteil, denn die führende Partei 
der Regierungskoalition, die UM­
NO, hatte bei den letzten Wahlen 
sämtliche Sitze Kelantans im 
Bundesparlament und den größ­
ten Teil im Landesparlament an 
PAS verloren (vgl. SOAI 4/90 
S.33). Subventionen und geplan­

te Finanzhilfen sind drastisch ge­
kürzt worden, so daß geplante 
Investitionen von der Landesre­
gierung ausbleiben. Sie muß äu­
ßerst sparsam sein, um über­
haupt noch einen Landeshaus­
halt finanzieren zu können. Am 
stärksten sind das einheimische 
Baugewerbe mangels Aufträge, 
deren Zulieferer und Transport­
unternehmen betroffen. Früher 
wurden im Jahr Aufträge von ei­
nem durchschnittlichen Ge­
samtvolumen von M$ 30 bis 40 
Mio. durch die Landesregierung 
vergeben.
Die Finanzlage der islamisch 
ausgerichteten Landesregie­
rung hat sich noch durch die Ein­
buße von zwei Einnahmequellen,

den Steuern auf Alkohol und 
Glücksspiele, verschlechtert, 
nachdem sie den Verkauf von al­
koholischen Getränken an Mus­
lime sowie das Glücksspiel ver­
bot (vgl. SOAI 1/91 S.39). Ferner 
wurden am 4. Nov. 1990 vorerst 
die Vergabe von Abholzungsge­
nehmigungen und Sägewerksli­
zenzen eingestellt, um den ille­
galen Holzeinschlag zu verhin­
dern, was einen weiteren Ein­
nahmeverlust bedeutete.
Wenn auch absehbar ist, daß 
auf Dauer die Bundesregierung 
in Kuala Lumpur nicht sämtliche 
Projekte und Investitionen in Ke­
lantan wird einstellen können, so 
wird doch die Regierungsfähig­
keit einer „islamischen“ Regie­
rung in Kelantan auf eine harte

Probe gestellt. Ihr Programm zur 
Lösung der wirtschaftlichen Pro­
bleme Kelantans ist die Anwer­
bung von ausländischen Inve­
storen, vor allem aus Singapur, 
Taiwan und Hongkong, in Berei­
chen, die der Bevölkerung nicht 
schaden. Ein neu geschaffener 
Landesentwickiungsetat soll 
diesen Prozeß beschleunigen. 
Bereits existierende ausländi­
sche Unternehmen in Kelantan 
sind bisher von der offenen „Isla- 
misierungspolitik“ nicht abge­
schreckt worden. Ein seit 11 Jah­
ren ansässiger deutscher Textil­
hersteller, Puttmann, sieht kei­
nen Grund deshalb seine Zelte 
abzubrechen. Seine Exporte ha­
ben in der letzten Zeit sogar zu­
genommen. vgl. MB 1.6.91, S.19f
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Sabah: Weitere ISA Verhaftung - UMNO gewinnt Nachwahl

Jeffrey Kitingan, Geschäftsfüh­
rer der Sabah Foundation und 
jüngerer Bruder des Ministerprä­
sidenten von Sabah, Joseph Pai- 
rin Kitingan, wurde am 13.5. nach 
dem Gesetz zur Inneren Sicher­
heit (ISA) in Kota Kinabalu ver­
haftet. Die Polizei verdächtigt 
ihn, an einer Verschwörung be­
teiligt zu sein, die eine Losiösung 
Sabahs aus Malaysia anstrebe. 
Mit der gleichen Begründung 
wurden bereits im Januar diesen 
Jahres der stellvertretende Ge­
schäftsführer des Sabah Insti­
tuts für Entwicklungsforschung 
(Institute for Development Stu- 
dies = iDS), Maximus Johnity 
Ongkili, und Vincent Chung, lei­
tender Mitarbeiter der Trägerfir­
ma der Sabah Foundation, Inno­
prise Corp., inhaftiert (vgl. SOAI 
1/91 S.38). Ongkili wurde nach 
59 Tagen Haft ohne Auflagen 
wieder freigelassen.
Bei vermuteter Gefährdung der 
Inneren Sicherheit des Landes, 
kann die Polizei nach ISA jeden 
Verdächtigen ohne Anklage und 
Einschaltung eines Gerichts bis 
zu 60 Tage inhaftieren. Auf An­
weisung des Innenministers der 
Bundesregierung kann diese In­
haftierung auf 2 Jahre verlängert 
und beliebig häufig wiederholt 
werden.
IDS ist eine Einrichtung der Sa­
bah Foundation und Jeffrey Kiti- 
gan war der unmittelbare Vorge­
setzte von Ongkili. Jeffrey Kiti- 
gan wurde bereits Anfang 1990 
wegen Korruption angeklagt, al­
lerdings bisher noch kein Prozeß 
gemacht. Maximus Ongkili wur­
de vom Vorstand zum neuen Ge­
schäftsführer der Sabah Foun­
dation und damit zum Nachfol­
ger von Jeffrey Kitingan, dessen 
Amtszeit am 30.4. abgelaufen 
war, ernannt.
Zwei Tage vor der Verhaftung 
Jeffrey Kitigans hatte erstmalig 
die bisher nur auf der Malaii­
schen Halbinsel aktive Vereinig­
te Malaiische Nationale Partei 
(UMNO) und führende Partei der 
Regierungskoalition Barisan Na- 
sional (BN) in Kuala Lumpur in 
Nachwahlen im Bezirk Usukan 
einen Sitz im Landesparlament 
von Sabah gewonnen. Sie wur­
den nötig, da der bisherige Ab­
geordnete dieses Wahlbezirks, 
Tun Mutapha Harun, zur UMNO 
übergetreten ist und nach dem 
Landeswahlrecht damit automa­
tisch Nachwahlen durchgeführt 
werden müssen.
Seit 1985 ist Sabah fest in den 
Händen der PBS, eine aus­
schließlich auf Sabah ausgerich­
teten Partei der überwiegend 
christlichen Kadazans. UMNO

hatte erst im Februar damit be­
gonnen, ihre Aktivitäten auf Sa­
bah auszudehnen, nachdem 
kurz vor den Wahlen zum Bun­
desparlament im Oktober 1990 
BPS die BN verlassen und sich 
dem Oppositionsbündnis um 
Semangat 46 angeschiossen 
hatte (vgl. SOAI 4/90 S.33). UM­
NO stützt sich dabei auf die Ver­
einigte Nationale Partei Sabahs 
(USNO), ebenfalls Mitglied der 
BNundmit12 Abgeordneten auf 
der Oppositionsbank im Landes­
parlament vertreten. Deren cha­
rismatischer Führer Tun Musta- 
pha Harun war von 1967 bis 76 
Ministerpräsident Sabahs gewe­
sen und hatte 1985 versucht, 
durch eine Art Putsch die Über­
nahme der Regierungsgewalt 
durch die neu ins Amt gewählte 
PBS-Regierung zu verhindern. 
USNO hatte auf ihrem Parteitag 
am 21. Februar die Zusammen­
arbeit mit UMNO angekündigt. 
Große Teile ihrer Mitglieder sind 
UMNO beigetreten ohne das al­
lerdings USNO aufgelöst wurde.

Beobachter sehen in dieser Ent­
wicklung eine Veränderung des 
gesamten politischen Lebens 
und eine ethnische Polarisierung 
in Sabah, wie sie bereits in West- 
Malaysia besteht. Die Ankündi­
gung weiterer ethnisch orientier­
ten Parteien, die bisher nur auf 
der Halbinsel aktiv waren, wie die 
Malayan Chinese Association 
(MCA) und der Malayan Indian 
Congress (MIC), scheinen einen 
solchen Trend anzuzeigen.
Spannungen zwischen der Bun­
desregierung in Kuala Lumpur 
und der Landesregierung Sa­
bahs bestehen mehr oder min­
der seit Gründung der Födera­
tion Malaysias 1963. Seinerzeit 
als Ministerpräsident hatte 
selbst Tun Mustapha Harun ver­
sucht, die Eigenständigkeit Sa­
bahs zu behaupten. Hauptstreit­
punkt ist die Interpretation einer

20-Punkte Vereinbarung für den 
Zusammenschluß von 1963. In 
Sabah wurden die Punkte als Au­
tonomie-Garantien verstanden, 
welche u.a. die Sprache, Reli­
gion, Erziehung, Einwanderung 
und Finanzen betrafen. Die Bun­
despolitiker sahen sie mehr als 
Übergangsregelungen, die all­
mählich abgeschafft werden 
würden, und Sabah (und auch 
Sarawak) schließlich den glei­
chen Status haben würde, wie 
die anderen Bundesstaaten. So 
sind inzwischen Malaiisch die of­
fizielle Sprache und der Islam die 
offizielle Religion in Sabah. Die 
Landesregierung braucht eine 
Genehmigung aus Kuala Lum­
pur, wenn sie sich verschulden 
will und in führenden Positionen 
der öffentlichen Verwaltung sind 
überwiegend Malayen einge­
setzt. Außerdem wurde die Insei 
Labuan, vor der Küste Sabahs, 
zum Territorium unter Bundes­
hoheit, wie die Hauptstadt Kuala 
Lumpur, erklärt. Hinzu kommt 
das Problem der inzwischen 

über 600 000 
Flüchtlinge 
und Einwan­
derer über­
wiegend aus 
den Süd- Phi­
lippinen aber 
auch aus In­
donesien. Sie 
sind fast aus­
schließlich 
Muslime und 
führen zu ei­
ner starken 
Veränderung 
der Reli­
gionszuge­
hörigkeit der 
Bevölkerung 
Sabahs und 

somit auch des kulturell, politi­
schen Einflusses.
Hauptforderungen der jetzigen 
PBS Regierung ist eine Lösung 
des Flüchtlings- und illegalen 
Einwanderer-Problems, die 
Gründung einer Universität in 
Ost-Malaysia, die Neuverhand­
lung der Verteilung der Steuern 
aus dem Öl-Verkauf sowie eine 
Überprüfung des Status der In­
sel Labuan. Vorwürfe von Seiten 
der Bundesregierung in Kuala 
Lumpur und explizit vom Pre­
mierminister Mahathir Moha- 
mad, sie würde mit ihrer Politik 
eine sezessionistische Bestre­
bung stärken, weist sie entschie­
den zurück.

vgl. FEER 21.3. S.24ff, 23.5.91 
S.llf; AW 15.3.91 S.35ff; ALIR 
Vol.11, No.4/91 S.4ff; NST 13.- 

15.5.91

Kurzmeldungen
Auf einem 8 ha Gelände will 
die Malayan Chinese Asso­
ciation (MCA), Mitglied der 
Regierungskoalition, eine 
chinesische Kulturstadt für 
M$ 5 Mio. errichten. Sie soll 
ein Zentrum für chinesische 
Literatur und Kunst werden. 
Allerdings wurden nach An­
kündigung sofort Einwände 
von seiten der Malayen und 
dem führenden Koalition­
spartner UMNO laut. Premier­
minister Mahathir Mohamad 
erklärte dazu, daß solch ein 
Vorschlag genauestens ge­
prüft werden müsse, wenn es 
die nationale Einheit beträfe. 
Die MCA gab daraufhin einem 
anderen wirtschaftlichen 
Projekt den Vorrang, ohne ih­
ren Vorschlag zurückzuneh­
men. (FEER 6.6.91 S.16)
Der Bakun Damm wird 

nicht mehr gebaut. Dies teilte 
am 25.3.91 der Bundesmini­
ster für Energie, Telekommu­
nikation/Post, S.Samy Veliu, 
mit. Das Kabinett habe den 
Beschluß wegen der erhebli­
chen ökologischen Bedro­
hungen für die Umwelt durch 
ein solches Projekt gefaßt. 
Dafür würde z.Zt. an einer 
Durchführbarkeitsstudie für 
ein ähnliches Projekt am Ra- 
jang Fluß gearbeitet. (Panchar 
Penemu No.11 May 1991 S.9) 
Seit Jahresbeginn sind 33 

Menschen bei Unfällen in der 
Holzindustrie umgekommen, 
wie die Polizei mitteilte. Ein 
Drittel wurde von umfallen­
den Bäumen oder Stämmen 
erschlagen, der Rest bei Sta- 
ßenunfällen tödlich verletzt 
oder von Bulldozern überfah­
ren. Im Vergleich zum glei­
chen Zeitraum im letzten Jahr 
hat sich die Anzahl der Unfälle 
fast verdoppelt. (Panchar Pe
nemu No.11 May 1991 S.2) 
Einen „asiatischen Orien

texpress“ von Bangkok über 
die Malaiische Halbinsel 
nach Singapur planen die Ei­
senbahngesellschaften Ma­
laysias und Thailands. Es soll 
sich dabei um einen Luxus- 
Zug nach dem Vorbild des le­
gendären Orientexpress zwi­
schen Paris und Konstantino­
pel in Europa handeln. Pre­
mierminister Mahathir Moha­
mad unterstützt das Projekt 
als Mittel um mehr Touristen 
nach Südostasien zu locken. 
Er hofft, daß dieser Zug be­
reits zum Touristen Jahr „Be- 
sucht-ASEAN“ 1992 in Be­
trieb genommen wird. (AW 
3.5.91 S.60)
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Ŝandakan

Latwan ™ <b
, »Tambunan

A B A H

INDONESiA

1®w?u Semporna

0 SO 10(

SOA-Information 2/91 Malaysia 41



MALAYSIA NACHRICHTEN

Kohle- und Kupfervorkommen in Sabah

Größere Vorkommen von Kohle 
hoher Qualität hat kürzlich eine 
australische Firma in Sabah ent­
deckt. Sie befinden sich im Ma- 
liau Tal, in der Nähe von Tawau, 
etwa 150 km südöstlich von Kota 
Kinabaiu. Die Vorkommen reich­
ten für die Herstellung von 100 
Mio. Tonnen hochwertiger Kohle 
und würden in einer Zeit von 
mindestens 25 Jahren abgebaut 
werden können mit einem Um­
satz von bis zu M$ 10 Mrd. nach 
heutigen Marktpreisen. Die Re­
gierung läßt zur Zeit eine Um­
weltverträglichkeitsstudie für 
ein solches Projekt anfertigen.
In der Bidu-Bidu Gegend im un­
teren Labuk Tal bei Sandakan 
sollen im Tagebau Kupfer abge­
baut werden. Es sollen 5,5 Mio. 
Tonnen Kupfererz vorhanden

sein, die in 10 Jahren abgebaut 
werden könnten. Erst jetzt wurde 
bekannt, daß bereits vor 2 1/2 
Jahren Untersuchungsarbeiten 
begonnen hatten und in diese 
Vorarbeiten M$ 5 Mio. gesteckt 
worden waren. Die von der Lan­
desregierung beauftragte Firma 
Leadstar geht davon aus, daß die 
Arbeiten in wenigen Monaten 
anfangen können. Angeblich 
seien die Auswirkungen auf die 
Umwelt vernachlässigbar. Skep­
sis wird von Beobachtern ange­
sichts der verheerenden Auswir­
kungen auf die Umwelt des vor 
14 Jahren genehmigten Kupfe­
rabbau durch die Mamut Copper 
Mine in Ranau angemeidet.

vgl. FEER 16.5.91 S.75; ALIR 
Vol.11 N 0.3/91 S.27ff

Kommunistenführer Chin Peng will 
mit weiteren Genossen zurück

Zusammen mit 400 Anhängern 
der Kommunistischen Partei 
Malayas (KPM), die nach Ver­
handlungen mit der thailändi­
schen und malaysischen Regie­
rung im Dezember 1989 ihren 
bewaffneten Kampf eingestellt 
hatte (vgl. SOAI 1/90 S.40), hat 
ihr legendärer Generalsekretär 
Chin Peng einen Antrag zur 
Rückkehr nach Malaysia gestellt. 
Dies teilte der stellvertretende 
Innenminister Megat Junid am 
23.3.91 der Presse mit. Beamte 
seines Ministeriums würden nun 
mit ihnen Gespräche führen, um 
zu klären, ob eine Rückkehr zu­
gelassen werden kann. Vermut­
lich finden diese in Süd-Thailand 
statt, wo die thailändische Re­
gierung die Anwesenheit der 
KPM Mitglieder duldet. Die ma­
laysische Regierung geht von ei­
nem Rehabilitationsprogramm 
in Internierungslagern aus, um 
sicher zu gehen, daß sie ihre 
kommunistische Ideologie able- 
gen und nicht zu kommunisti­
schen Agenten würden.
Amnesty International (Al)zeigt 
sich in einer Erklärung vom April 
1991 besorgt über eine solche 
Vorgehensweise. Sie wies auf

bereits im Dezember 1989 zu­
rückgekehrte KPM Anhänger 
hin, die seitdem im Internie­
rungslager Kamunting festge­
halten werden, entsprechend 
der Bedingungen für Inhaftierte 
nach dem Gesetz zur Inneren Si­
cherheit (ISA). Nach diesem Ge­
setz können sie praktisch unbe­
grenzt in Haft gehalten werden. 
AI betrachtet die Kommunisten, 
die unter dem ISA gefangenge­
halten werden, als politische Ge­
fangene, die ohne Anklage oder 
Prozeß verhaftet wurden, nach­
dem sie freiwillig auf den bewaff­
neten Kampf verzichtet hatten. 
Falls sie irgendwelche bestimm­
ten Straftaten begangen haben, 
sollten sie formell vor einem Ge­
richt angeklagt und ihnen ein fai­
rer Prozeß gemacht oder sie soll­
ten sofort ohne Bedingungen 
freigelassen werden, so AI.
Knapp 3 Wochen später, am 
11.4., teilte der Polizeichef Haniff 
Omar mit, daß voraussichtlich 
die ersten 18 nach Malaysia zu­
rückkehren dürften. Unter ihnen 
sei aber nicht Chin Peng.

vgl. Sunday Star 24.3.91, NST 
26.3.91; Star 12.4.91; AI Index 
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Bundesregierung fordert Reduzierung 
der Abholzung in Sabah

Der Bundesminister für Primär­
industrie, Lim Keng Yaik, erwägt 
eine Einschränkung des Holzex­
portes aus Sarawak. Die Regie­
rung will überprüfen, ob sie wei­
terhin die Vergabe von Abhol- 
zungs- und Holzexportlizenzen 
mit entsprechenden Gebühren 
an ein Landesministerium Sa- 
bahs delegieren wird. Eine ähnli­

che Überprüfung kündigte er für 
Sarawak an. Das könnte bedeu­
ten, daß in Zukunft die Bundes­
regierung selber die Genehmi­
gungen für Holzexporte vergibt.
Anlaß für die Besorgnis sei ein 
Bericht der Weltbank gewesen, 
wonach Sabah bei anhaltender 
Abhoizung bereits 1995 nicht 
mehr über genügend Holz verfü-

Verhaffungen bei Widerstand gegen Abholzung

ln mehreren Orten Sarawaks 
wurden in den letzten Monaten 
Stammesangehörige verschie­
dener Orte vorübergehend fest­
genommen. Alle Festnahmen 
standen im direkten oder indi­
rekten Zusammenhang mit zahl­
reichen Aktivitäten gegen Hol­
zeinschlag in Sarawaks Urwäl­
dern, der sowohl die Existenz­
grundlage der Menschen zer­
stört als auch traditionelle Land­
rechte verletzt.
Bei Long Banyok, Baram, wur­
den 7 Einheimische verhaftet, 
weil sie geschlagene Stämme 
am Baram Fluß genommen hat­
ten, um Häuser zu bauen.

wurde, daß ihre Rechte respek­
tiert würden. Nach einer Presse­
konferenz am 14.3. in Miri, auf 
der sie der Öffentlichkeit ihr An­
liegen mitgeteilt hatten, wurden 
2 von ihnen verhaftet, weil sie die 
Traktoren gestohlen hätten. 
Sechs Tage später ließ die Poli­
zei sie gegen Kaution (M$ 1500 
pro Person) wieder frei.
In Tatu, Bintulu verhaftete die 
Polizei Dana ak. Chupong und 8 
weitere Personen in Pasar Kain. 
Es lag keinerlei Haftbefehl vor. 
Später wurden sie wegen „krimi­
neller Einschüchterung“ ange­
klagt. Am 9.4. wurden alle gegen 
Kaution (M$ 3000) wieder frei­

Schwere Fahrzeuge zum Abholzen in Sarawak.

Bei Tinjar, Baram wurden am 
4.2.91 zehn Personen festge­
nommen, weil ihre Familien Trak- 
toren einer Abholzungsfirma 10 
Tage lang blockierten, um damit 
einen Holzeinschlag in ihrem 
Gemeinschaftswaid bei Ulu Sun- 
gai Pau und Uiu Semayas zu ver­
hindern. Sie wurden wegen 
Landfriendensbruch angeklagt 
und nach 10 Tagen auf Kaution 
(M$ 2000 pro Person) wieder auf 
freien Fuß gesetzt.
Bei Ulu Machan, Kanowit, haben 
die Bewohner des Gebietes 4 
Traktoren festgehalten, um eine 
Abholzungsfirma vom Holzein­
schlag in ihren traditionellen 
Stammesland abzuhalten. Sie 
übergaben die Traktoren der Po­
lizei, nachdem ihnen zugesichert

gelassen. Hintergrund sind die 
zahlreichen Aktionen und Blok- 
kaden gegen den Holzeinschlag 
von überwiegend Ibans und eini­
gen Baketans in den letzten 2-3 
Jahren im Sangan Tatu Gebiet. 
Sie hatten 1989 beschlossen ih­
re traditionellen Landrechte zu 
verteidigen.
Bei Long Anap, Baram, verhafte­
te die Polizei am 13.4. 16 Ke- 
nyahs in ihren Langhäusern. Ih­
nen wird Diebstahl und Landfrie­
densbruch vorgeworfen, weilsie 
2 Traktoren einer Abholzungsfir­
ma, die auf ihrem Land einge­
setzt wurden, an der Weiterar­
beit hinderten.
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gen würde, um die einheimische 
holzverarbeitende Industrie zu 
beliefern. Es habe nichts mit Po­
litik zu tun, sondern der Regie­
rung gehe es um die Sicherung 
der Holzreserven des Landes.
Der Landeshaushalt Sabahs 

wird zu einem erheblichen Anteil 
aus dem Holzexport und den Ab­
holzungslizenzen finanziert. 
1990 waren es allein M$ 850 Mio. 
bei einem Exportvolumen von 8 
Mio. Kubikmeter Holz, davon 
60% in Form von unverarbeite­
ten Holzstämmen. Frühere Auf­
forderungen der Bundesregie­

rung, den Holzexport zu reduzie­
ren, wurden von der Landesre­
gierung mit der Begründung ab­
gelehnt, daß damit für den Lan­
deshaushaltwichtige Einnahme­
quellen verloren gingen und 
wichtigesozioökonomische Ent­
wicklungsprojekte nicht durch­
geführt werden könnten. Eine 
Einschränkung könne nur dann 
vorgenommen werden, wenn 
Sabah dafür entsprechende 
Ausgleichszahlungen für die Ein­
nahmeeinbußen erhalten würde. 
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